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sitzungen

Kommissions-
sitzungen
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sitzungen

In diesem Sessionsrückblick informiere ich über die Sonder- und 
Sommersession und andere wichtige politische Entwicklungen
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Zusätzlich zu den Sessionen und Kommissions-/Delegationssitzungen finden Sitzungen von 
parlamentarischen Gruppen, Informationsveranstaltungen und andere Anlässe statt.
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Eine typische Sessionswoche besteht nicht nur aus Ratsdebatten, 
sondern auch aus Fraktions- und Informationstreffen
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Montag

14:30 – 19 Uhr
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21 Uhr)
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Mittwoch

15 – 19 Uhr

Nationalratssitzung

8 – 13 Uhr

Nationalratssitzung

Donnerstag

15 – 19 Uhr
(nur 3. 

Sessionswoche)

Nationalratssitzung

8 – 10 Uhr
(nur 3. 

Sessionswoche)

Nationalratssitzung

Freitag

Anreise für 
Parlamentarier 

mit langem 
Anreiseweg 

(Graubünden, 
Tessin usw.)

Rückreise

7 Uhr
Ev. Komm.-Sitzung

Mittagspause Mittagspause Mittagspause

Anschliessend: 
Abendessen, sowie 

Vorbereitung für 
nächsten Sessionstag

Anschliessend: 
Abendessen, sowie 

Vorbereitung für 
nächsten Sessionstag

Anschliessend: 
Abendessen, sowie 

Vorbereitung für 
nächsten Sessionstag

7 Uhr
Ev. Komm.-Sitzung

7 Uhr
Ev. Komm.-Sitzung



TA / 22. Juni 2021

Der Nationalrat wird durch einen Vertreter der SVP präsidiert, 
die Vizepräsidenten vertreten die Grünen und die Mitte
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Stärke der Fraktionen im 
Nationalrat

SVP: 55

SP: 39

Mitte: 31

Grüne: 30

FDP: 29

GLP: 16

Quelle: www.parlament.ch

Präsident (SVP)

1. Vizepräsidentin (Grüne)

8 Stimmenzähler

2. Vizepräsident (Mitte)
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Der Ständerat wird durch einen Vertreter der SVP präsidiert, 
die Vizepräsidenten vertreten die FDP und die Mitte
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Stärke der Fraktionen im 
Ständerat

Mitte: 13

FDP: 12

SP: 9

SVP: 7

Grüne: 5

GLP: -

2. Vizepräsidentin (Mitte)

1. Vizepräsident (FDP)

Stimmenzählerin (SP)

Quelle: www.parlament.ch
Präsident (SVP)
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Die untenstehenden Geschäfte sind die bedeutendsten der Sonder-
& Sommersession 2021 und werden nachfolgend vertieft behandelt

 Institutionelles Rahmenabkommen (InstA)

 CO2-Gesetz

 Covid19

 Typenwahl Kampfjetbeschaffung

 Stabilisierung der AHV

 Massnahmenpaket zugunsten der Medien

 UNO-Migrationspakt

 Mehr Transparenz bei der Politikfinanzierung

 Diverse weitere Geschäfte
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SVP erhält Recht: Bundesrat sagt Nein zum Rahmenabkommen

9

1 Institutionelles Rahmenabkommen (InstA)
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Eine «aktuellen Debatte» zum Thema «Beziehungen zwischen 
Schweiz und der EU» wird zur «Chropfleerete»

10

1 Institutionelles Rahmenabkommen (InstA)
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Das Volk sagt Nein zum CO2-Gesetz – obwohl von den grossen 
Parteien nur die SVP gegen das schädliche Gesetz antritt

11

2 CO2-Gesetz
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Die täglich gemeldeten Neuinfektionen finden sich auf einem 
Tiefststand
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3 Covid19
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Der Anteil der positiven Tests (Positivitätsrate) liegt nur noch bei 
einem Prozent

13

3 Covid19
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Die Auslastung der IPS-Betten durch Covid19-Patienten liegt 
schweizweit bei unter 70 Personen
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3 Covid19
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Von den Ü70-Jährigen sind mehr als drei Viertel geimpft
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3 Covid19
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Trotz der hohen Impfrate, will nur die SVP zur Normalität 
zurückkehren und die «besondere Lage» aufheben
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3 Covid19
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Nach einem weiteren Leck im Bundesrat ist unklar, für welchen 
Kampfjet sich der Bundesrat entscheiden wird

17

4 Typenwahl Kampfjetbeschaffung
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Nach der Ablehnung der «Altersvorsorge 2020» mit einem Nein-
Stimmenanteil von 53%, folgt eine abgespeckte Version

 Die AHV soll mittelfristig aus ihrer finanziellen Schieflage geführt werden. Hierfür soll das
Rentenalter für Frauen demjenigen der Männer angeglichen und die Mehrwertsteuer um
0.4% erhöht werden.

18

5 Stabilisierung der AHV

 Die SVP erreicht, dass
zusätzlich die Bruttoerträge aus
Negativzinsen der
Schweizerischen Nationalbank
neu der AHV zu Gute kommen
sollen.
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Die SVP lehnt es ab, die Schweizer Medien mit dem süssen Gift 
von Millionensubventionen vom Staat abhängig machen

 National- und Ständerat weiten die
«Medienförderung» und somit die
staatliche Einflussnahme sowohl im
Bereich der Zeitungen als auch neu im
Bereich der Online-Medien massiv aus.

 Die Mitte-Links-Parteien wollen, dass
neu auch Online-Medien mit jährlich 30
Millionen Franken gefördert werden.
Insgesamt fliessen dadurch 120
Millionen Franken zusätzlich in die
Medienförderung. Gleichzeitig scheitert
der Versuch, den Staatssender SRG
bei seinem Online-Angebot
zurückzubinden, um so die gegenüber
den privaten Online-Medien unfaire
Wettbewerbssituation zu korrigieren.

19

6 Massnahmenpaket zugunsten der Medien
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Migration als Menschenrecht: Mit dem sog. «Migrationspakt» 
will die UNO die globale Personenfreizügigkeit einführen

 Die finanziellen und anderweitigen Forderungen, welche Migranten nach diesem UNO-
Pakt neu an den Bund, die Kantone und die Gemeinden stellen können, beunruhigt viele. 
Internationale Organisationen versuchen immer mehr, direkt Leistungsansprüche 
gegenüber der Schweiz geltend zu machen, ohne dass Volk und Parlament gefragt 
werden. 

 Dies tun sie mit Beschlüssen, welche durch intransparente Gremien verabschiedet 
werden. Basierend auf «Soft Law» entsteht eine Anspruchshaltung, welche vor 
internationalen Gerichten eingeklagt werden kann, ohne dass die Schweiz diesen 
Ansprüchen zugestimmt hätte. Eine Subkommission soll deshalb zuerst die «Soft Law»-
Problematik analysieren.

 Der UNO-Migrationspakt würde zu einer Personenfreizügigkeit für Wirtschaftsmigranten 
führen, denn diese könnten durch den Pakt einfacher in die Schweiz gelangen und hier 
mehr Leistungen vom Steuerzahler erzwingen.

20

Worum es geht

 Die SVP lehnt den UNO-Migrationspakt entschieden ab.Position der SVP

 Einstimmig beschliesst der Ständerat, die Beratung des UNO-Migrationspaktes bis Ende 
Jahr zu sistieren. 

Ergebnis in den 
Räten

7 UNO-Migrationspakt
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Künftig müssen Parteien, Abstimmungskomitees, National- und 
Ständeräte ihre Zuwendungen über 15’000 Franken offen legen

 Die in der Bundesversammlung vertretenen politischen Parteien müssen einmal im Jahr 
ihre Einnahmen sowie Zuwendungen im Wert von mehr als 15'000 Franken pro Person 
und Jahr offenlegen.

 Natürliche und juristische Personen sowie Personengesellschaften, die im Hinblick auf 
eine Wahl in den Nationalrat oder auf eine eidgenössische Abstimmung eine Kampagne 
führen, haben deren Finanzierung offenzulegen, wenn sie mehr als 50‘000 Franken 
aufwenden.

 Eine Offenlegungspflicht soll auch für natürliche und juristische Personen gelten, die eine 
Wahl- oder Abstimmungskampagne führen. Der Schwellenwert für Aufwendungen soll bei 
50'000 Franken liegen.

 Offengelegt werden müssten insbesondere die Schlussrechnung über die Einnahmen und 
Zuwendungen über 15'000 Franken pro Person und Jahr. 

21

Worum es geht

 Die SVP lehnt die Vorlage ab, denn durch den Schutz der finanziellen Privatsphäre wird 
die staatliche Parteienfinanzierung vermieden und das Milizsystem gestärkt.Position der SVP

 Künftig müssen sich sowohl die in der Bundesversammlung vertretenen politischen 
Parteien sowie die Mitglieder des Nationalrats als auch des Ständerats an die neuen 
Transparenzregeln bei der Politikfinanzierung halten.

Ergebnis in den 
Räten

8 Mehr Transparenz bei der Politikfinanzierung
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In Zukunft sollen die Stimmbürger 45 Tage vor einer Wahl oder 
Abstimmung über die Kampagnenbudgets informiert werden

22

8 Mehr Transparenz bei der Politikfinanzierung
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (1/8):
Wirtschafts-, Finanz- und Landwirtschaftspolitik

23

Diverse weitere Geschäfte9

 Das Parlament spricht sich für deutlich höhere Abzüge bei den Steuern für die 
familienexterne Kinderbetreuung aus. Eine gleichzeitige Erhöhung des allgemeinen 
Kinderabzugs lehnt es ab.

 Im September 2020 hatte das Stimmvolk die Erhöhung der Kinderabzüge an der Urne 
mit rund 63 Prozent abgelehnt. 

 Trotzdem möchte das Parlament kurz darauf das Gesetz dahingehend ändern, dass für 
die familienexterne Kinderbetreuung von Kind und Jahr bis zu 25'000 Franken 
abgezogen werden können, maximal aber die effektiven Betreuungskosten. 

 Marcel Dettling (SVP/SZ) bezeichnete die Vorlage so kurz nach der Abstimmung als 
„Zwängerei“. Derweil versuchte Thomas Aeschi (SVP/ZG) den allgemeinen Kinderabzug 
zu erhöhen, von heute 6500 auf 8250 Franken, was der Rat aber mit 104 zu 79 
Stimmen bei drei Enthaltungen ablehnte. 

Steuerliche 
Entlastung für 
familienexterne

Kinderbetreuung 
von bis zu 25‘000 
Franken pro Kind 

und Jahr

 Seit 2005 ist das Inverkehrbringen gentechnisch veränderter Organismen (GVO) zu 
landwirtschaftlichen Zwecken in der Schweiz wegen eines Moratoriums verboten. In 
Anbetracht des andauernden Klärungsbedarfs in Bezug auf den Gesetzesvollzug 
hinsichtlich Chancen und Risiken, möchte der Nationalrat das Moratorium bis 2024 
verlängern. Die Freiheit von gentechnisch veränderten Organismen (GVO) ist ein 
wichtiges Element für die Positionierung der Schweizer Lebensmittel im Markt. Die 
Konsumenten wollen gesunde, regionale und saisongerechte Lebensmittel von den 
lokalen Produzenten beziehen. Die Verlängerung des Moratoriums untermauert dieses 
Anliegen.

Verlängerung des 
Gentech-

Moratoriums
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (2/8):
Wirtschafts-, Finanz- und Landwirtschaftspolitik
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 Die Räte beschliessen, die Emissionsabgabe abzuschaffen (09.503). Mit dieser 
Abschaffung wird das Eigenkapital, welches ein Unternehmer braucht, um eine Firma zu 
gründen, nicht mehr besteuert. Damit wird die steuerliche Bestrafung der 
Investitionstätigkeit eines Unternehmers aufgehoben. Eine solche «Strafsteuer» auf die 
Schaffung von Eigenkapital ist weltweit einzigartig und stellt einen bedeutenden 
Wettbewerbsnachteil für den Schweizer Finanzplatz dar. Diese Abschaffung ist ebenfalls 
im Kontext eines erhöhten Drucks aus dem Ausland zu sehen. Die OECD wird einen 
Mindeststeuersatz für Unternehmen einführen, welchen den Produktionsstandort Schweiz 
unter Druck setzen wird. Um eine Abwanderung von Firmen aus der Schweiz 
zuvorzukommen, müssen andere Standortvorteile geschaffen werden. Dabei ist 
Abschaffung der Emissionsabgabe Teil der Stärkung des Produktionsstandorts Schweiz. 

Emissions-
abgabe wird 
abgeschafft 

Diverse weitere Geschäfte9

 alt SVP-Nationalrat Felix Müri (LU) wollte den Bundesrat 2017 mit einer Motion 
beauftragen, dafür zu sorgen, dass bei der öffentlichen Vergabe von Druckaufträgen 
durch das Bundesamt für Bauten und Logistik (BBL) und die Bundesbetriebe nur 
Schweizer Unternehmen berücksichtigt werden. Eine Mehrheit der vorberatenden 
Kommission beantragte, dem Bundesrat zu folgen. Die SVP-Fraktion war mit diesem 
Antrag jedoch nicht einverstanden. SVP-Nationalrat Thomas Burgherr (AG) erklärte, die 
Abschreibung der Motion sei nicht zulässig, da der Nationalrat 2018 der Motion 
zugestimmt habe und das Anliegen nicht erfüllt sei. Die Mehrheit stimmte jedoch trotzdem 
für Abschreiben.

Bund darf 
Druckaufträge 
weiterhin auch 

ins Ausland 
vergeben
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (3/8):
Ausländer- und Entwicklungspolitik

25

 Der Nationalrat unterstützt eine Motion der Staatspolitischen Kommission (21.3009), damit 
die vom Volk angenommene SVP-Initiative «Für die Ausschaffung krimineller Ausländer» 
korrekt umgesetzt wird. Dabei sollen kriminelle Ausländer, welche zu weniger als 6 
Monaten Freiheitsstrafe verurteilt werden, ebenfalls ausgeschafft werden können. Auch 
eine vom Steuerzahler berappte Verteidigung soll dem Delinquenten nicht automatisch zur 
Verfügung stehen, wenn ein Landesverweis droht. Und die Anwendung der 
Härtefallklausel soll verschärft werden. 

Mehr 
Landesverweise 

für kriminelle 
Ausländer

Diverse weitere Geschäfte9

 Mit Unterstützung der SVP stimmt der Nationalrat einer Motion der Aussenpolitischen
Kommission (20.4335) zu. Diese fordert, dass der Privatsektor Anreize erhält, sich in 
den am wenigsten entwickelten Ländern zu engagieren. Der Bund soll dabei mit 
Akteuren der Privatwirtschaft vermehrt gemeinsame Projekte durchführen, auch mit 
dem Ziel, die Bundeskasse zu entlasten. Linksgrün lehnt den Vorstoss ab, weil damit 
eine Einnahmequelle der stark subventionierten Nichtregierungsorganisationen 
versiegen könnte. 

Rolle für die 
Privatwirtschaft 

in der 
Entwicklungs-

hilfe

 Der Nationalrat macht einen Schritt vorwärts in Fragen der Klärung der Herkunft von 
Asylsuchenden. Falls die Asylsuchenden ihre Herkunft verschleiern, können nach dem 
Willen des Nationalrats die Behörden die Herausgabe von Mobiltelefonen und Computer 
von Asylsuchenden als letztes Mittel erwirken. Dahingehend soll das Asylgesetz geändert 
und die Identität der Asylsuchenden einfacher festgestellt werden. Trotz dieser kleinen 
Verbesserung wurden zahlreiche Verschärfungsanträge der SVP durch die anderen 
Parteien abgelehnt.

Verbesserter 
Herkunfts-

nachweis bei 
Asylsuchenden



TA / 22. Juni 2021

Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (4/8):
Sicherheitspolitik
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 Der Sold für Militärdienstleistende wurde letztmals 1987 angepasst. Während jegliche 
Leistungen und Güter in den vergangenen Jahrzehnten teurer wurden, verharrte der Sold 
eines Soldaten unverändert auf 5 Franken pro Tag. Dies reicht kaum für einen Kaffee oder 
ein Bier. Eine Mehrheit des Nationalrates unterstützt deshalb das Begehren eine 
Kaufkraftanpassung des Solds in Angriff zu nehmen, um eine erhöhte Wertschätzung 
gegenüber den Armeeangehörigen zum Ausdruck zu bringen. 

Für einen 
zeitgemässen

Sold für Armee-
angehörige

Diverse weitere Geschäfte9

 Der Ständerat unterstützt einstimmig den Prümer Vertrag, das Eurodac-Protokoll und 
ein Abkommen mit den USA. Der Prümer Vertrag ist ein Abkommen unter 
Mitgliedstaaten der EU, das den Informationsaustausch verbessern soll, um Kriminalität 
effizienter zu bekämpfen. Das Abkommen ist keine Schengen-Erweiterung und 
entsprechend steht es der Schweiz frei, beizutreten. Damit sollen künftig 
Fingerabdrücke und DNA-Profile von Asylsuchenden oder Kriminellen einfacher 
ausgetauscht werden können. 

Prümer 
Abkommen und 

Abkommen 
Schweiz-USA

 Die Mehrheit des Nationalrats setzte sich gegen Linksgrün bei der Änderung des DNA-
Profil-Gesetzes durch. Diese gesetzlichen Änderungen werden es erlauben, äusserliche
Merkmale (Augen, Haar- und Hautfarbe sowie Herkunftskontinent und Alter) von 
Straftätern auf Grund von zurückgelassener DNA am Tatort zu eruieren. Mittels dieser 
zusätzlichen Merkmale wird die Identifizierung von Tätern vereinfacht. Bis zum Schluss 
hat Linksgrün versucht das Gesetz abzuschwächen. 

DNA-Profil-
Gesetz
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (5/8):
Sozial- und Gesundheitspolitik
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Diverse weitere Geschäfte9

 Die Initiative «Ja zum Tier- und Menschenversuchsverbot – Ja zu Forschungswegen mit 
Impulsen für Sicherheit und Fortschritt» verlangt ein bedingungsloses Verbot von Tier-
und Menschenversuchen. In der Verfassung sollen Tierversuche als Quälerei und 
Verbrechen eingestuft werden. Bestehende oder neue Produkte, für die Tierversuche 
durchgeführt werden müssten, dürften weder gehandelt noch ein- oder ausgeführt 
werden. Die Umsetzung der Initiative würde sich negativ auf die Gesundheit, die 
Wirtschaft und den Forschungsplatz Schweiz auswirken, In der Folge beschlossen 
beide Räte einstimmig die Volksinitiative zur Ablehnung zu empfehlen. 

Nein zur 
Forschungsstopp

-Initiative

 Der Ständerat erteilt den Auftrag für eine Gesetzesvorlage, um die Zahl der Bagatellfälle 
in der Notfallaufnahme zu reduzieren. Die Zahl der Konsultationen in Spital-
Notfallaufnahmen sind in Vergangenheit stark gestiegen. Viele Fälle entpuppten sich als 
Bagatellfälle. Das führt zu unnötig hohen Kosten. Im Ambulatorium eines Spitals koste 
eine Konsultation mehr als doppelt so viel wie in einer Arztpraxis. Die Räte haben der 
Initiative schlussendlich Folge gegeben, womit Kranke, die bei Bagatellfällen eine 
Notfallstation im Spital aufsuchen, künftig eine Notfallgebühr bezahlen sollen. Im Raum 
steht eine Gebühr von 50 Franken. 

Gebühr für 
Bagatellfälle im 

Spital-Notfall

 Ein AHV-Rentner, welcher betreuungspflichtige Kinder hat, bekommt zusätzliche Gelder 
hierfür. Die Höhe von diesen Kinderrenten hängt von der Kaufkraft der Schweiz ab. 
Unabhängig vom Wohnort dieser Kinder bleiben die Kinderrenten gleich hoch, obwohl 
Kinder beispielsweise in Rumänien viel günstiger wohnen als in der Schweiz. Nur die SVP 
tritt im Parlament für eine Korrektur dieses Missstandes ein (20.412).

Nein zum Export 
von Kinderrenten
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (6/8):
Sozial- und Gesundheitspolitik
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 Seit der Einführung der obligatorischen Krankenversicherung 1996 bis 2017 stiegen die 
Bruttokosten zulasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung (OKP) von 12 auf 
32 Milliarden Franken. Damit haben sich die Kosten innert 20 Jahren fast verdreifacht. 

 Um den weiteren Anstieg der Gesundheitskosten und den dadurch verursachten stetigen 
Anstieg der Versicherungsprämien für die obligatorischen Krankenversicherung zu 
bremsen, beschloss das Parlament nun den ersten Teil eines weiteren 
Massnahmenpakets. Neu sollen innovative, kostendämpfende Pilotprojekte zur Entlastung 
der Prämienzahler getestet werden können, die von den gesetzlichen Regeln abweichen. 
Eine weitere Massnahme ist die Einführung von landesweit einheitlichen Tarifstrukturen 
für ambulante Pauschaltarife sowie eine verbesserte Rechnungskontrolle, indem 
Leistungserbringer den Patienten eine künftig eine Rechnungskopie zustellen müssen, 
sofern diese von der Krankenkasse direkt bezahlt wurde. 

Kosten-
dämpfung –

Paket 1

Diverse weitere Geschäfte9

 Eine hauchdünne Mehrheit des Nationalrats sprach sich für die Volksinitiative 
«Organspende fördern - Leben retten» aus. Diese würde bei einem Todesfall die 
vermutete Zustimmung zur Organspende des Verstorbenen in der Verfassung 
verankern. Gleichzeitig verlangte eine Mehrheit des Nationalrats die Annahme des 
bundesrätlichen Gegenvorschlags. Dieser Gegenvorschlag würde die 
Spendenbereitschaft in einem Organ- und Gewebespenderegister vermerken. Personen 
könnten darin ihren Widerspruch zur Entnahme von Organen, Geweben oder Zellen 
eintragen lassen. Das Geschäft geht nun in den Ständerat. 

«Organspende 
fördern - Leben 

retten»
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (7/8):
Sozial- und Gesundheitspolitik
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Diverse weitere Geschäfte9

 Der Berufsverband der Pflegefachfrauen und -männer fordert mit der Volksinitiative "Für 
eine starke Pflege" mehr Pflegepersonal und die Sicherung der Qualität in der Pflege 
und möchte das in die Verfassung schreiben. Die verlangte Kompetenz für Pflegende, 
Leistungen eigenständig mit den Krankenkassen abzurechnen, hätte eine 
Kostenexplosion im Gesundheitswesen zur Folge. 

 Die Mehrheit der eidgenössischen Räte hat jedoch Verständnis für die Anliegen der 
Pflegenden und möchte die Situation mit Hilfe eines indirekten Gegenvorschlages und 
auf Gesetzesstufe verbessern. Dieser tritt in Kraft, sobald die Volksinitiative abgelehnt 
oder zurückgezogen wird. Gemäss dem Gegenvorschlag müssen die Verbände der 
Pflegenden und der Versicherer gesamtschweizerisch geltende Verträge abschliessen. 
Mit diesem Instrument soll die mengenmässige Entwicklung der Pflegeleistungen, die 
ohne ärztliche Anordnung erbracht werden, überwacht und die Kostenfolge somit im 
Griff behalten werden. Ausserdem fördert der Bund die Ausbildungsoffensive in der 
Pflege mit 469 Millionen Franken. 

 Vor diesem Hintergrund empfehlen sowohl die eidgenössischen Räte als auch der 
Bundesrat die Volksinitiative zur Ablehnung. 

Für eine starke 
Pflege
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Zahlreiche weitere Geschäfte wurden behandelt (8/8):
Verkehrspolitik

30

 Eine SVP-Forderung, dass im Ausland immatrikulierte Autos eine Gebühr für die 
Benützung des Gotthardtunnels bezahlen sollen, wird vom Nationalrat nicht unterstützt. 
Obwohl es nicht nachvollziehbar ist, wieso die Schweiz eine der effizientesten 
Strasseninfrastrukturen zwischen Nord- und Südeuropa Ausländern gratis zur Verfügung 
stellt, hat nur die SVP die Vorlage unterstützt. Anscheinend ist Linksgrün der Auffassung, 
dass die Schweizer die Infrastruktur für Ausländer unentgeltlich zur Verfügung stellen 
müssen. Gleichzeitig wäre Linksgrün bereit gewesen, mittels Umsetzung des CO2-
Gesetzes eine Umverteilung in die Wege zu leiten und Schweizer Familien ans 
Portemonnaie zu gehen. 

Keine Gotthard-
Maut für 

Ausländer

Diverse weitere Geschäfte9

 Entgegnen des Willens der SVP heisst der Nationalrat zwei Vorstösse gut, mit denen 
der öffentliche Verkehr und der Schienengüterverkehr unter dem Vorwand der Corona-
Pandemie auch im Jahr 2021 mit zusätzlichen finanziellen Mitteln unterstützen werden 
soll. Ob öffentlicher Verkehr oder Güterverkehr, die Mitte und die Linken wollen die 
Aufstockung der Bundesausgaben zementieren. Die SVP lehnt diese Aufstockung 
angesichts der miliardenhohen Neuverschuldung ab. 

«Subventions-
boost» für den 

öffentlichen 
Verkehr
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2. Die bedeutendsten Geschäfte der Session

3. Besuch im Bundeshaus

4. Aktualitäten
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Ein Besuch im Bundeshaus ist während den Sessionen jederzeit 
möglich – ich würde mich sehr darüber freuen!

Die nächsten Sessionen finden an folgenden Daten statt:
 Herbstsession: 13. September – 1. Oktober 2021
 Wintersession: 29. November – 17. Dezember 2021
 Frühjahr: 28. Februar – 18. März 2022
 Sommer: 30. Mai – 17. Juni 2022
 Herbst: 12. – 30. September 2022
 Winter: 28. November – 16. Dezember 2022

Ein Besuch im Bundeshaus ist wie folgt möglich:
 Als Gruppe bis max. 40 Personen:

– Anmeldung im Internet unter www.parlament.ch: 
Home > Services > Besuch im Parlamentsgebäude > Sessionsbesuche

– Für Rückfragen E-Mail an sessionsbesuche@parl.admin.ch oder Tel. unter +41 58 322 97 11
 Als Einzelperson oder zu zweit:

– E-Mail an mich
– Individueller Besuch im Bundeshaus inkl. Besuch der Wandelhalle
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Abstimmungsempfehlung für die eidgenössische 
Volksabstimmung vom 26. September 2021 

34

 Volksinitiative «Löhne entlasten, Kapital gerecht besteuern» 
(99%-Initiative der JUSO)

 Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches 
(Ehe für alle)

NEIN

NEIN
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?
Haben Sie Fragen?


